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Das ist der
Leserbrief:

Und das ist die Antwort: Am Ende sind immer die Flüchtlinge schuld, egal woran

Diesen Eindruck vermittelt der Leserbrief von Frau Hanne Rinke in der OP vom 3. Juni. Dabei hat 
sie ja an einem Punkt recht. Die Kommunen müssen das gesellschaftliche Zusammenleben orga-
nisieren, und für diese Aufgabe sind sie gnadenlos unterfinanziert. Hoffentlich kommt die zusätzli-
che Milliarde aus dem Bundeshaushalt wenigstens bei ihnen an. 

Mit anderen Behauptungen liegt Frau Rinke aber kräftig daneben. Kein einziger Asylbewerber be-
kommt Bürgergeld. Für diese Menschen gilt das Asylbewerberleistungsgesetz mit sehr viel niedri-
geren Sätzen. Vorrang von Sachleistungen vor Geldleistungen gibt es schon heute, obwohl die 
Verteilung von Warenbezugsscheinen zusätzlichen Verwaltungsaufwand verursacht. Geldzahlun-
gen kämen dem Staat billiger. Bürgergeld bekommen nur Flüchtlinge aus der Ukraine ab dem Tag 
der Einreise, und auch das ist ein Klacks im Vergleich mit den Ausgaben für Waffen und Munition. 
Andere Menschen ohne deutschen Pass können Bürgergeld nur beantragen, wenn ihr Aufenthalt 
ausdrücklich erlaubt ist. Asylbewerber müssen dort wohnen, wo Behörden sie einweisen. Sie ge-
nießen schon heute keine Freizügigkeit. Das Asylbewerberleistungsgesetz ermöglicht kein „gutes 
Leben“, wie Frau Rinke meint. Deswegen wollen Asylbewerber ja arbeiten und eigenes Geld ver-
dienen, aber viele von ihnen dürfen es nicht. Manche sind schon aus der Ausbildung oder der Be-
rufstätigkeit heraus abgeschoben worden. Das von der Ampel-Koalition eingeführte Chancenauf-
enthaltsrecht erleichtert für geduldete Asylbewerber den Zugang zu Ausbildung und Beschäftigung.
Das war ein Schritt in die richtige Richtung. Und schließlich sichert die EU ihre Außengrenzen auch
heute schon mit inhumanen Methoden. Täglich gibt es gewaltsame Pushbacks. Täglich ertrinken 
Menschen im Mittelmeer. 

Es sieht ganz danach aus, als würden EU und Bundesregierung Frau Rinkes Aufforderung nach 
noch mehr Abschiebungen und Abschottung der Außengrenzen demnächst nachkommen. Ihre 
Hoffnung, dadurch werde es mehr Personal in Kitas, Schulen, Justiz und Polizei geben, wird sich 
nicht erfüllen. Es gibt nur weniger Menschlichkeit. 
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